
Dienstvereinbanmg

über die Einfühnmg lDld Erweitenmg von Computerarbeitsplätzen

zwischen

der Universität Leipzig

vertreten durch den Rektor,

dieser vertreten durch den Kanzler

lDld

dem Personalrat - Hochschulbereich - der Universität Leipzig

vertreten durch seinen Vorsitzenden

Präambel

Personalrat lDld Dienststelle stimmen darin überein, daß bei Einfühnmg oder Erweitenmg von

Computerarbeitsplätzen der Schutz der Beschäftigten in Bezug auf Gesundheit,

ArbeitsbedinglDlgen lDld Arbeitsplätze zu gewährleisten ist.

1. Gelnmgsbereich

Diese DienstvereinbarlDlg gilt für das Personal der Universität Leipzig, Hochschulbereich .

2. Ausbildung und Einarbeinmg

2.1 Die Dienststelle hat im Zusammenwirken mit dem Personalrat zu gewährleisten, daß eine

rechtzeitige, umfassende lDld geeignete SchullDlg sowie eine EinarbeitlDlg in neue Techniken

erfolgt. Das zur BedienlDlg erforderliche Informationsmaterial ist - soweit auf dem Markt

erhältlich - in deutscher Sprache zur VerfüglDlg zu stellen. In einer angemessen

EinarbeitlDlgszeit (mindestens drei Monate) sind den Beschäftigten ständige Ansprechpartner

zur ProblemlöslDlg zu benennen.

2.2 Die Teilnahme an Maßnahmen im Sinne von Abs. 1 gehört zur dienstlichen Tätigkeit,

sofern sie von der Dienststelle veraniaßt oder genehmigt wurde. Die Kosten für die

Maßnahmen sind nicht von den Bediensteten zu tragen. Diese Maßnahmen rmden in der

Dienstzeit statt bzw. werden durch Freizeitausgleich abgegolten. Im übrigen gilt die "Dienst­

vereinbarlDlg zur FortbildlDlg des Personals der U�iversität Leipzig" vom JlDli 1992.
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3. Arbeiugestaltιmg und Arbeiuschutz

Vor Inbetήebnahme einer neuen Anlage findet eine zu protoko11ierende Begehung der

Arbeitsplatze durch Beauftragte des BίiroB fίir Arbeίtssicherheit und Umweltschutz, den

όrtlίch beste11ten Sicherheitsbeauftragten, den Leitem der jeweiligen Εinήchtung und

νertretem des Personalrats - Hochschulbereich - statt. Sie sol1 dίe Kontro11e der durchzu­

fίihrenden augenarztlίchen Untersuchungen einschlieBen. Eventue11 festgeste11te Mangel sind

noch vor Inbetήebnahme zu beheben.

4. Arbeiuplatzsicheπιng

Andem sich durch dίe Eίnfίihrung neuer Technik dίe Anforderungen an einen Arbeitsplatz

wesentlich oder sprechen gesundheίtliche oder sonstίge Grϋnde gegen eine Weiterbeschaftί­

gung unter den neuen Anforderungen, ΒΟ WΊrd sich dίe Dienstste11e bemUhen, durch geeignete

MaBnahmen (Umschulung, Umsetzung u. Α.) den Arbeitsplatzίnhaber auf seίnem bisheήgen

oder einem anderen zumutbaren Arbeίtsplatz weiter zu beschaftίgen.

5. Protokolldareien

Bei eXΊstierenden und neu einZUΉchtenden Computerarbeitsplatzen ist auszuschlίeBen, daB dίe

durch den Computer selbst erste11ten Protoko11e uber dίe Aus- und Einschaltzeiten bzw.

eίgene Eingaben zur Leistungs- ιm.d νerhaltenskontro11e verwendet werden. Der Kanz1er

erteίlt entsprechende Anweisιm.gen, uber dίe der Personalrat zu ίnformίeren ist.

6. Inkrafttreren und Κϋndigung

6.1 Diese Dienstvereίnbarιm.g tήtt mit der Unterzeichnung in Κraft.

6.2 Dίe Dienstvereίnbarιm.g kann νοη jedem νertragspartner unter Eίnhaltung einer Fήst νοη

sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres gekfuιdίgt werden.

Leipzig, den 21. Dezember 1994
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